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Frischer Wind in Thüringen
Spannend war es in der Thüringer Landespolitik nach der Wahl 2014 
allemal. Nach langwierigen Koalitionsverhandlungen in verschiede­
nen Konstellationen und einem Wahlkrimi im Landtag ist Thüringen 
ein Vorreiter. 

E
rstmals haben sich in der Bun-
desrepublik DIE LINKE, SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu ei-
ner Koalition unter einem Minis-

terpräsidenten der LINKEN zusammenge-
funden. In der Gesundheitspolitik waren 
die nunmehr politisch Verantwortlichen 
zudem bislang den Wenigsten bekannt. 
All das verspricht frischen Wind im Land. 
Der Koalitionsvertrag setzt zumindest in 
der Gesundheitspolitik aber überwiegend 
auf Bewährtes. Manche Vorhaben wer-
den aber Schlagworte bleiben. Spannen-
der wird sein, mit welchen Inhalten sie 
künftig gefüllt werden. 

Völlig zu Recht hat die neue Landes-
regierung die Handlungsnotwendigkei-
ten bei der Neugestaltung der Kranken-
hausplanung in das Zentrum ihrer Arbeit 
gerückt. Ungeteilte Zustimmung verdient 
die Zielstellung, Parameter für die Struk-
turqualität einzelner Fachabteilungen und 
Qualitätsindikatoren des Instituts für Qua-
lität und Transparent im Gesundheitswe-
sen in den Thüringer Krankenhausplan 
aufzunehmen. Nicht nur auf der Bundes-
ebene werden die Weichen in Richtung ei-
ner qualitätsorientierten Krankenhauspla-
nung gestellt. Auch die mit dem kürzlich 
novellierten Thüringer Krankenhausgesetz 

avisierte Rechtsverordnung zur Struktur-
qualität als Planungskriterium steht in 
diesem Jahr an. 

Der vdek begrüßt diesen Ansatz 
ausdrücklich und wird ihn mit konkreten 
Vorschlägen begleiten.

Da zeitgleich der 7. Thüringer Kranken-
hausplan auf den Weg zu bringen ist, war-
tet auf alle Akteure ein gehöriges Stück 
Arbeit. Allerdings bleibt abzuwarten, ob 
nicht die gleich zweimal niedergeschrie-
bene Absicht, alle Krankenhäuser erhalten 
zu wollen, den Reformeifer bremsen wird.

Zweifelsfrei richtig ist die Absicht der 
Koalition, ihren gesetzlichen Verpflichtun-
gen zur auskömmlichen Finanzierung der 
Thüringer Kliniken nachkommen zu wollen. 

Unaufgeregt geht die Koalitionsverein-
barung auf den demografischen Wandel 
ein: Die Gesundheitsversorgung soll quali-
tativ gestärkt werden. Klingt gut, aber was 
heißt das? Der angekündigte Ausbau der 
sektorenübergreifenden Versorgung fin-
det die Unterstützung des vdek. Die Stär-
kung des öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes ist ebenfalls dringend notwendig. Die 
Einführung einer arztunterstützenden 
„VERAH für alle“ ist durch die aktuellen 
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„Ich danke für das sehr herzliche und 
sachorientierte Gespräch.“ Mit diesen 
Worten verabschiedete sich die neue 
Thüringer Gesundheitsministerin von 
den Ersatzkassen. Diese waren ge-
meinsam mit der vdek-Landesvertre-
tung zu einem ersten Antrittsbesuch 
bei Heike Werner erschienen. Mit da-
bei war auch die neue Staatssekre-
tärin Ines Feierabend. In knapp zwei 
Stunden ging es darum, Akzente im 
gesundheitspolitischen Miteinander 
zu setzen. Fragen der Krankenhaus-
planung standen dabei ebenso im Fo-
kus wie Fragen der Sicherung der 
hausärztlichen Versorgung im länd-
lichen Bereich oder Fragen, wie es in 
der Pflege weiter gehen wird. Unser 
Interview mit Ministerin Heike Wer-
ner spiegelt die miteinander disku-
tierten Inhalte wider. Als Fazit bleibt, 
es gilt auch unter der neuen Lan-
desregierung im Gesundheitswesen 
 dicke Bretter zu bohren.

I M  D I A L O G

Ersatzkassen zu 
Gast bei Ministerin 
Werner

ANTRITTSBESUCH  im Gesundheitsministerium
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nicht zu entnehmen. Verbesserungen der 
Pflege im persönlichen Umfeld, Erhöhung 
der Attraktivität des Pflegeberufes und 
Stärkung der tariflichen Vergütung der 
Pflegekräfte sind schon bislang im Pflege-
pakt verankert. Für die Politik wird es viel-
mehr darauf ankommen, dem Pflegepakt 
neue entscheidende Impulse zu geben, um 
dem absehbaren Problemstau wirksam zu 
begegnen: Da die Zahl der Pflegebedürfti-
gen in Thüringen stark steigen wird, droht 
ein gravierender Mangel an Pflegekräf-
ten. Zudem werden sich immer mehr Pfle-
gebedürftige bzw. ihre Angehörigen die 
Kosten der Pflege nicht mehr leisten kön-

nen. Es ist im Zweifelsfall zu kurz gesprun-
gen, wenn vor allem höhere Vergütungen 
gefordert werden. Da die Höhe der Leis-
tungen der Pflegekassen festgeschrieben 
ist, wird die Finanzierung einer qualitativ 
hochwertigen Pflege vielmehr zu einem 
gesamtgesellschaftlichen Problem. Letzt-
endlich wird sie vor allem zu einem Prob-
lem der Sozialhilfeträger.  

»Zur Gretchenfrage wird 
wohl das Wort ›auskömm­
lich‹. Da dieses Ziel aber nur 
angestrebt wird, werden die 
Bäume wohl nicht in den 
Himmel wachsen.«

Regelungen auf der Bundesebene mittler-
weile praktisch wohl gewährleistet und 
der Ausbau der telemedizinischen Versor-
gung ist ein Gebot der Zeit. Offen gesagt 
ist das Bekunden, bei der Ärzteförderung 
(was ist das?) im ländlichen Raum künf-
tig verstärkt eine moderierende und un-
terstützende Rolle einzunehmen zu wol-
len, einfach zu wenig. Hier sind stärker 
denn je Taten gefragt, bis hin zu einem fi-
nanziellen Engagement des Landes. Die-
sen Einsatz will das Land offenbar bei der 
Errichtung von Medizinischen Versor-
gungszentren erbringen. Hiermit wird ein 
deutlicher Akzent für die künftige Gesund-
heitspolitik gesetzt. Bewusst soll diese Or-
ganisationsform in ländlichen Gebieten 
gestärkt werden, um die ärztliche Ver-
sorgung der Bevölkerung zu verbessern. 
An erster Stelle sind als potentielle Trä-
ger die Kommunen genannt. Wenn letzt-
lich – ohne es so zu nennen – der Gedanke 
der Polikliniken dahinter steckt, wird dies 
vielen Thüringern bekannt vorkommen 
und es bleibt abzuwarten, ob das Konzept 
überhaupt in der Fläche greifen kann. 

Ein weiteres wichtiges Handlungsfeld 
gilt der Pflege

Auch hier wird zunächst auf Bewährtes ge-
setzt. Der Thüringer Pflegepakt soll wei-
tergeführt und fortentwickelt werden. 
Wie genau, ist dem Koalitionsvertrag noch 

Neu antretende Koalitionen befinden 
sich im Spagat zwischen himmelstür-
mendem Neuanfang und vertrauen 
auf Bewährtes. In der Thüringer Ge-
sundheitspolitik haben sich die Ver-
antwortlichen weitgehend für Letzte-
res entschieden. Im Koalitionsvertrag 
wurde sachlich aufgeschrieben, was in 
Angriff genommen und welche neuen 
Akzente gesetzt werden sollen. Dabei 
wurde geschickt vermieden, allzu Ver-
bindliches zu Papier zu bringen. Sich 
für etwas stark zu machen, anzustre-
ben, zu unterstützen, zu prüfen und 
zu moderieren sind honorige Vorsät-
ze. Aber wo bleiben konkrete (Selbst-)
Verpflichtungen?
Sicher, der neue Haushalt ist noch 
nicht in Sicht und die Zeit des Schul-
denmachens vorbei. Die Koalitionäre 
haben fernab der Gesundheit einiges 
verankert, was ihnen lieb und teuer 
ist. Trotzdem: So geht es auch nicht! 
„Zahlen bitte!“ ist dabei bewusst im 
doppelten Sinne gemeint. Wie sehen 
z. B. die Zahlen aus, wenn es um die 
Finanzierung der Investitionen der 
Kliniken geht, so dass dies nicht mehr 
indirekt durch die Vergütungen der 
Krankenkassen erfolgt? Das Land kann 
sich auch seinen Zahlungsverpflich-
tungen bei der Sicherung der Versor-
gung mit Fachkräften nicht entziehen. 
Konkret wird es nur einmal, nämlich 
bei der Forderung, die Vergütungen 
der Kranken- und Pflegekassen zu er-
höhen. So kann „Zahlen bitte!“ ja wohl 
nicht ernsthaft gemeint sein. 

K O M M E N T A R

Jetzt heißt es:  
„Zahlen bitte!“

von 
DR. ARNIM FINDEKLEE 
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Thüringen
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Was heißt:  
Qualitätsoffensive im Krankenhaus?
„Wir werden uns dafür einsetzen, dass zukünftig im Krankenhausplan die Parameter  
für Strukturqualität für einzelne Fachabteilungen … aufgenommen werden.“  
Thüringer Koalitionsvertrag für die 6. Wahlperiode 

M
it der erfolgten Novellierung 
des Thüringer Krankenhaus-
gesetzes und der Ausrichtung 
auf das Planungskriterium 

„Strukturqualität“ kann Thüringen einen 
zukunftsfähigen Krankenhausplan be-
kommen. Nun kommt es darauf an, in den 
nächsten Monaten den Koalitionswillen in 
praktisches Verwaltungshandeln umzuset-
zen, so dass der nächste Thüringer Kran-
kenhausplan fristgerecht zum 1.1.2016 in 
Kraft treten kann.

Der Krankenhausplan gibt Ziele und 
Voraussetzungen für die Gestaltung von 
Krankenhausstrukturen vor. Kranken-
häuser genießen grundsätzlich ein ho-
hes Vertrauen bei den Bürgern. Dieses 
Vertrauen kann durch die Erfüllung von 
Merkmalen der Strukturqualität unter-

mauert werden. Staatlich vorgegebene 
und überprüfte Qualitätsmerkmale haben 
in der öffentlichen Wahrnehmung einen 
hohen Stellenwert. 

Ein zentrales Merkmal personeller 
Strukturqualität ist beispielsweise der 
Facharztstandard: Patientinnen und Pati-
enten müssen sich darauf verlassen kön-
nen, dass die Versorgung rund um die Uhr 
entsprechend der ständigen Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs erfolgt. Die-
ser Mindeststandard muss von jedem Kran-
kenhaus unabhängig von seiner Größe und 
Leistungsfähigkeit erwartet werden. 

Gut versorgt im Krankenhaus

Für jede Abteilung sind daher insgesamt 
mindestens fünf Ärztinnen oder Ärzte mit 
fundierten Kenntnissen und Erfahrungen 
auf dem entsprechenden Gebiet erforder-
lich, um auch Abwesenheitszeiten zum Bei-
spiel durch Fortbildung, Urlaub oder Krank-
heit abzudecken.

Unter dem Aspekt einer in Thüringen 
abgestimmten Strukturvorgabe können 
die bislang unverbindlichen Regelungen 
aus dem 6. Thüringer Krankenhausplan für 
die geriatrische Versorgung in Thüringen 
ein Muster für die geplante Strukturqualität 
sein. Inhaltlich werden darin die Mindest-
voraussetzungen an die Personalausstat-
tung wie ärztliches Personal, Pflegeperso-
nal und sonstiges Personal beschrieben. 
Darüber hinaus werden infrastrukturelle 
Anforderungen definiert. 

Um für alle Bürger die gleiche Quali-
tät einer bedarfsgerechten Versorgung zu 
gewährleisten, sollten weitere allgemein-
gültige Mindeststandards eingeführt und 
verbindlich festgelegt werden, wie z.B. ex-
plizite Erreichbarkeitsvorgaben.

Wie geht es weiter?

Für eine wohnortnahe Bereitstellung 
von Basisleistungen sind Erreichbar-
keitsvorgaben für die einzelnen Stufen 
der Krankenhausversorgung festzule-
gen. Diese müssen je nach Art der Ver-
sorgungsleistung differenziert werden. 
Für Einrichtungen der regionalen Versor-
gung (insbesondere in den Fachgebieten 
„Innere Medizin“ und „Allgemeine Chir-
urgie“) sollte die Erreichbarkeitsvorgabe 

maximal 30 PKW-Minuten betragen. Bei 
einer überregionalen Versorgung steht die 
zeitliche Erreichbarkeit nicht im Vorder-
grund. Zur Orientierung könnten hier 60 
PKW-Minuten angesetzt werden. Kran-
kenhäusern, die die Mindestvorgaben 
nicht erfüllen, muss der Versorgungsauf-
trag durch das Gesundheitsministerium 
entzogen werden. Der auf der Bundes-
ebene geplante Strukturfonds könnte den 
anstehenden notwendigen Umstrukturie-
rungsprozess der Krankenhausversorgung 
in Thüringen finanziell abfedern. 

Entscheidend wird sein, im neuen Thü-
ringer Krankenhausplan zur Sicherung der 
Qualität in den Thüringer Krankenhäusern 
die richtigen Entscheidungen zu treffen, 
um die Leistungsfähigkeit in allen klei-
nen und größeren Fachabteilungen für die 
Dauer des 7. Thüringer Krankenhausplans 
bis Ende 2021 abzusichern. Die Ersatzkas-
sen in Thüringen werden diesen Prozess 
konstruktiv mit eigenen Vorstellungen be-
gleiten.  

»Nur wer definierte Min­
deststandards erfüllt, sollte 
versorgen dürfen.«
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Jung und couragiert 
– die neue Gesundheitsministerin
Sie wird die gesundheitspolitischen Weichen in den nächsten Jahren  
als Thüringer Gesundheitsministerin maßgebend stellen und dies auch  
verantworten müssen.  
Interview: Kerstin Keding-Bärschneider

vdek Die ersten 100 Tage sind für neue 
Minister(innen) bekanntlich eine Zeit des 
Einarbeitens und der Weichenstellungen. 
Frau Werner, haben Sie die Agenda für 
die kommenden fünf Jahre schon sortiert? 
Welche Schwerpunkte setzen Sie in der Ge-
sundheitspolitik? Welche Ideen haben Sie?
Heike Werner Mein Ziel ist es, das gute Ni-
veau der Gesundheitsversorgung in Thü-
ringen flächendeckend zu halten und 
auszubauen. Trotz einer allgemein noch 
guten Versorgungslage hierzulande be-
darf es künftig vermehrter Anstrengun-
gen, den aktuellen Stand zu erhalten und 
ihn natürlich weiter zu verbessern. Lei-
der zeichnen sich seit geraumer Zeit Ver-
sorgungslücken in der ambulanten ver-
tragsärztlichen Versorgung ab. Diese will 
die Landesregierung schließen. Eben-
so ist Pflege für die Thüringerinnen und 
Thüringer ein immer wichtiger werden-
des Thema. Ich setze mich dafür ein, dass 
die Menschen in der Pflege weiterhin or-
dentliche Strukturen vorfinden, auf hoch-
wertige Angebote setzen können und eine 
Branche in der Sozialwirtschaft haben, 
die gute – vor allem tariflich bezahlte – 
Arbeitsplätze bietet.

vdek Die Situation in den Neuen Bundes-
ländern ist Ihnen bestens vertraut. Auch 
in Thüringen stellt uns die demografische 
Entwicklung vor große Herausforderun-
gen. Ältere Menschen brauchen ein be-
sonderes Maß an medizinischer Versor-
gung. Zugleich werden Pflegepersonen 
älter und tendenziell weniger. Das sind 
zwei Seiten einer Medaille, die sich in 
ihrer Wirkung wechselseitig verstärken. 

Haben Sie schon konkrete Pläne zur Um-
setzung der Aussagen des Koalitionsver-
trages zum demografischen Wandel?
HW Im demografischen Wandel liegen 
vor allem auch Chancen. Thüringen hat 
eine leistungsstarke Sozial- und Gesund-
heitswirtschaft. Diese gilt es zu stärken, 
denn von ihr gehen wichtige Impulse 
aus. Die Menschen hierzulande sollen so 
auch künftig auf eine wohnortnahe Ver-
sorgung vertrauen können. Die Landes-
regierung will alle Krankenhäuser, auch 
die im ländlichen Raum, erhalten. Das ist 
für die medizinische Versorgung in einen 
Flächenland wie Thüringen dringend ge-
boten. Medizinische Versorgungszentren 
können dort, wo auf dem Land niederge-
lassene Ärztinnen und Ärzte fehlen, Ver-
sorgungslücken schließen. Darum sollen 

diese Einrichtungen besser unterstützt 
und gefördert werden. Das Schwestern-
system „Verah“ ist ein Erfolgsmodell. Die-
ses Angebot soll ausgebaut werden, denn 
es stärkt die medizinische Versorgung in 
der Fläche. Damit der Weg zum Arzt kein 
unüberwindbares Hindernis wird, ist es 
vorstellbar, Lücken im öffentlichen Perso-
nennahverkehr zu schließen, indem spe-
zielle Ärztebusse eingesetzt werden.

Eine wichtige Funktion kommt auch 
dem Ehrenamt zu. Über die Thüringer 
Ehrenamtsstiftung werden beispielswei-
se sogenannte Pflegebegleiter gefördert, 
die pflegende Angehörige beraten und 
unterstützen. Nicht zuletzt werden aber 
auch zukünftig Krankheitsprävention und 
Gesundheitsförderung eine größere Rolle 
spielen müssen.

ERSATZKASSEN GEMEINSAM BEI THÜRINGER GESUNDHEITSMINISTERIN ZU GAST  v.l.n.r.: Marcus Kaiser, 
Christina Rümpel, Dr. Arnim Findeklee, Heike Werner, Ralf Gommermann, Ines Feierabend, Hermann Schmitt
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vdek Die Modernisierung der Kranken-
hausplanung in Thüringen hin zu einer 
qualitätsorientierten Planung ist eine der 
vordringlichsten Aufgaben der Gesund-
heitspolitik in der nächsten Zeit. Der neue 
Krankenhausplan ist in der Pipeline. Eine 
Rechtsverordnung zur Strukturqualität als 
Planungsparameter wird mit Spannung er-
wartet. Wie sieht Ihr Fahrplan aus?
HW Ziel ist es, Krankenhausplan und 
Rechtsverordnung parallel in diesem Jahr 
zu verabschieden. Entscheidend für den 
Inhalt sowohl der Rechtsverordnung als 
auch für die in den Krankenhausplan auf-
zunehmenden Qualitätsparameter wird 
hierzu die Diskussion im Krankenhaus-
planungsausschuss sein.

vdek Geld ist wahrscheinlich immer knapp. 
Aber die Sicherung der Investitionsförde-
rung der Thüringer Kliniken ist auch uns 
Ersatzkassen ein wichtiges Anliegen, da 
sich die Häuser ansonsten durch medi-
zinisch fragwürdige Ausdehnungen ih-
rer Leistungen auf Kassenkosten schadlos 
halten. Zudem entfällt seit diesem Jahr die 
bisherige Finanzbeteiligung der Kranken-
kassen bei den Investitionen. Können Sie 
schon Verbindliches zusagen?
HW Die Mittel sind in der Tat knapp. Thü-
ringen ist ein kleines und nicht beson-
ders finanzstarkes Land. Dadurch ist es 
nicht mehr möglich, sowohl erhebliche 
finanzielle Mittel für Einzelbaumaßnah-
men zur Verfügung zu stellen als auch 
die Pauschalförderung anzuheben. Die 
wegfallenden Nutzermittel werden aller-
dings aus dem Landeshaushalt kompen-
siert. Schon im Landeshaushalt 2013/2014 
wurde eine jährliche Gesamtsumme von 
50 Millionen Euro für Einzel- und Pau-
schalfördermaßnahmen an Krankenhäu-
sern festgeschrieben, die auch im Lan-
deshaushalt zur Verfügung steht. Mir ist 
bekannt, dass der Bedarf der Krankenhäu-
ser höher eingeschätzt wird. Aufgabe wird 
es sein, sich der auskömmlichen Ausstat-
tung mit pauschalen Investitionsmitteln 

zuzuwenden. Voraussichtlich werden wir 
nicht alle Wünsche der Krankenhäuser er-
füllen können, aber ich werde mich dafür 
einsetzen, dass zusätzliche Möglichkei-
ten zur Erhöhung dieser Summen in den 
kommenden Haushalten zur Verfügung 
stehen. 

vdek Wir haben mit großem Interesse im 
Koalitionsvertrag gelesen, dass Medizini-
sche Versorgungszentren in Thüringen ei-
nen höheren Stellenwert erhalten sollen. 
Wie wird sich das Land aktiv einbringen?
HW Die Landesregierung will die Errich-
tung von Medizinischen Versorgungs-
zentren (MVZ) im ländlichen Raum durch 
Kommunen, Krankenhausträger, Kassen-
ärztliche Vereinigung oder niedergelas-
sene Ärztinnen und Ärzte unterstützen. 
Denn sie spielen eine wichtige Rolle, ge-
rade wenn es um die Niederlassung von 
Ärztinnen und Ärzten im ländlichen Raum 
geht. Die Richtlinie zur Förderung dieser 
Art der Niederlassung tritt grundsätzlich 
mit Ablauf des 31.12.2016 außer Kraft. Bis 
zu diesem Zeitpunkt werden die darin ver-
ankerten Fördermaßnahmen fortlaufend 
überprüft, ob sie dazu beitragen, die an-
gestrebten Ziele zu erreichen. Dabei muss 
auch berücksichtigt werden, ob und gege-
benenfalls mit welchen Modalitäten die 
Richtlinie weitergeführt werden kann. Bei 
diesem Entscheidungsprozess wird bei-
spielsweise auch zu prüfen sein, ob Medi-
zinische Versorgungszentren an Kliniken 
mit in die Förderung aufgenommen sollen. 
Ich kann zum jetzigen Zeitpunkt allerdings 
noch keine präziseren Angaben machen, 
wir sind aber in der Diskussion. Bei dem 
dazu anstehenden Entscheidungsprozess 
werden aber alle beteiligten Akteure und 
Argumente mit einbezogen.

vdek Den Thüringer Pflegepakt hat Ihre 
Amtsvorgängerin auf den Weg gebracht. 
Einiges wurde abgearbeitet, wie z. B. eine 
Imagekampagne für die Pflegeberufe. Wie 
soll es weitergehen?

HW In der Pflege gibt es nach wie vor eine 
Problemlage, die sich aus der stark altern-
den Bevölkerung einerseits und einem zu-
nehmenden Mangel an geeignetem Perso-
nal andererseits ergibt. Bedarf und Angebot 
werden zunehmend in einem Missverhält-
nis stehen, wenn wir nicht in geeigneter 
Weise gegensteuern. Außerdem ändern 
sich auch die Vorstellungen von einer ge-
eigneten Betreuung und Versorgung pfle-
gebedürftiger Menschen. Die Landesre-
gierung will die Selbstbestimmung und 
Lebensqualität älterer pflegebedürftiger 
Menschen im häuslichen Umfeld verbes-
sern und zur Vermeidung von Pflegebedürf-
tigkeit beitragen. Dazu ist beabsichtigt, den 
Ausbau niedrigschwelliger Betreuungs- 
und Entlastungsangebote in Umsetzung 
des am 1.1.2015 in Kraft getretenen Ersten 
Pflegestärkungsgesetzes. Für mich ist be-
sonders wichtig, dass die Pflegekräfte für 
ihre geleistete Arbeit angemessen entlohnt 
werden, also wesentlich besser als bisher. 
Aber auch die Arbeitsbedingungen müssen 
attraktiv gestaltet sein. Ich mache mich des-
halb für einen Branchentarifvertrag Pflege 
stark, der Allgemeinverbindlichkeit erlan-
gen soll. Ziel ist es, damit die Abwanderung 
neu ausgebildeter Pflegefachkräfte in an-
dere Bundesländer zu verhindern.  

Seit 5.12.2014 ist Heike Werner Mi-
nisterin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit Frauen und Familie. Zuvor war 
sie von 1999 bis 2014 Mitglied des 
Sächsischen Landtages. Von 2009 
bis 2014 gehörte sie dem Präsidi-
um des Landtags an und war Vorsit-
zende des Ausschusses für Soziales 
und Verbraucherschutz. Von 1989 bis 
1995 studierte sie Philosophie, Erzie-
hungswissenschaft und Soziologie 
an der Universität Leipzig. Geboren 
wurde Heike Werner am 30. Januar 
1969 in Berlin.
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Notfallsanitäter – wer hat den  
Absprung verpasst?
In Deutschland gehen täglich etwa 35.000 rettungsdienstliche Hilfe­
ersuchen in den Rettungsleitstellen ein. Oft handelt es sich dabei um 
lebensbedrohliche Situationen, in denen schnelle Hilfe wichtig ist. 

I
m Mai 2013 wurden die Weichen für 
ein neues Notfallsanitätergesetz ge-
stellt. Das damalige Ausbildungsge-
setz bedurfte einer Modernisierung. 

Zudem sollte der Beruf des Rettungs-
assistenten durch eine bessere Ausbil-
dung und mehr Kompetenzen aufgewer-
tet werden. Die Ausbildung wurde von 
zwei auf drei Jahre verlängert. Als neue 
Berufsbezeichnung wurden die „Notfall-
sanitäterin“ bzw. der „Notfallsanitäter“ 
eingeführt. Die bisher tätigen Rettungsas-
sistenten sollen nun bis 2022 durch Not-
fallsanitäter ersetzt werden. 

Kräftiger Absprung – doch die Landung 
fehlt

Mit der Entfristung des Thüringer Ret-
tungsdienstgesetzes wurden im Freistaat 
die gesetzlichen Neuregelungen zum Not-
fallsanitäter im Rettungsdienstgesetz ver-
ankert. Damit gehörte Thüringen zu den 

ersten Bundesländern. Der damit verbun-
dene Vorsprung wurde allerdings nicht 
genutzt! Nachdem bereits der erste Aus-
bildungsbeginn zum 1.9.2014 nicht umge-
setzt werden konnte, droht nun ein wei-
terer Ausbildungsjahrgang ab 1.9.2015 
auszufallen. Aufgrund der Verzögerungen 
bei der Erstellung der Lehrpläne konnten 
noch keine abschließenden Kalkulationen 
der gesamten Ausbildungskosten vorge-
nommen werden. Die Krankenkassen ha-
ben zwar in den Verhandlungen mit den 
regionalen Trägern des Rettungsdienstes 
die generelle Kostenübernahme für po-
tentielle Azubis zugesagt, jedoch herrscht 
eine erhebliche Unsicherheit bei der Grö-
ßenordnung der Gesamtkosten und der zu 
erwartenden Anforderungen an die Aus-
bildung. Gerade der Beruf des Notfallsa-
nitäters setzt durch sein besonderes Tätig-
keitsfeld bestimmte Anforderungen an die 
Auszubildenden voraus. Insbesondere mit 
dem Wissen, dass die Bewerbungsphase 
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V E R S O R G U N G  S I C H E R S T E L L E N

Auf Versorgung 
krebskranker Kinder 
spezialisieren

Unheilbar und lebensbedrohlich Er-
krankte haben in der gesetzlichen 
Krankenversicherung Anspruch auf 

eine spezialisierte ambulante Palliativ-
versorgung (SAPV). Hauptangebote in der 
SAPV sind eine spezialisierte palliativärzt-
liche und –pflegerische Beratung sowie 
die Koordination aller an der Versorgung 
Beteiligten. In Thüringen ist durch Verträ-
ge zwischenzeitlich die flächendeckende 
Erfüllung des gesetzlich verankerten An-
spruches weitestgehend gegeben. Ledig-
lich in einem Landkreis kann noch nicht 
auf ein entsprechendes Versorgungsan-
gebot zurückgegriffen werden. Die acht 
SAPV-Teams sind vorrangig in der Versor-
gung von Erwachsenen tätig. 
Auf die speziellen Bedürfnisse von Kin-
dern und Jugendlichen ausgerichtete An-
gebote fehlen allerdings. Die besonderen 
Belange pädiatrischer Palliativpatien-
ten sind durch eine Vielzahl von zum Teil 
sehr seltenen Erkrankungen geprägt, die 
Krankheitsbilder entwickeln häufig einen 
unvorhersehbaren Verlauf. Aufgrund des 
über mehrere Jahre andauernden Krank-
heitsfortschrittes bei einem regelmäßig 
eng in die Versorgung eingebundenen 
Familienumfeld werden an pädiatrische 
SAPV-Teams komplexere Anforderun-
gen gestellt als in der Erwachsenenver-
sorgung. In Thüringen ist davon auszu-
gehen, dass jährlich etwa 45 Kinder und 
Jugendliche diese Leistungen anfordern. 
Der prognostizierte Versorgungsbedarf 
kann über ein landesweit agierendes 
Kinder-SAPV-Team abgedeckt werden. 
Zwischenzeitlich hat das Universitäts-
klinikum Jena ein Konzept für die Kinder-
versorgung erarbeitet und zur Diskussion 
gestellt. Die Ersatzkassen stehen für die 
zügige Aufnahme von Vertragsverhand-
lungen, um die Versorgungslücke mög-
lichst bald zu schließen.
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für jegliche Ausbildungsplätze bereits 
begonnen hat bzw. teilweise schon ab-
geschlossen ist, sollten die Akteure zü-
gig handeln. Durch die neue Ausbildungs-
struktur steht der Rettungsdienst im 
Werben um die geeignetsten Auszubil-
denden im Wettbewerb mit der Industrie 
und allen anderen Unternehmen. 

Bezogen auf den vielerorts diskutier-
ten Fachkräftemangel ist nicht nachzu-
vollziehen, warum die zuständigen Mi-
nisterien nur zögerlich handeln. Andere 
Bundesländer haben mit der Ausbildung 
von Notfallsanitätern oder der Weiterbil-
dung von Rettungsassistenten zu Notfall-
sanitätern längst begonnen. 

Ungeahnte Kettenreaktionen

Es stellt sich aber auch die Frage, warum 
gerade Thüringen den bisherigen Ret-
tungsassistenten mit der Änderung des 
Rettungsdienstgesetzes ein faktisches 
Berufsverbot ausspricht. Hintergrund ist, 
dass das Notfallsanitätergesetz für aus-
gebildete Rettungsassistenten in Ab-
hängigkeit ihrer Berufserfahrung eine 
vereinfachte Weiterqualifizierungsmög-
lichkeit zum Notfallsanitäter vorsieht. 
Diese Nachqualifizierung ist jedoch auf 
sieben Jahre nach Inkrafttreten des Not-
fallsanitätergesetzes befristet. Sofern 
sich danach ein ausgebildeter Rettungs-
assistent zum Notfallsanitäter weiterbil-
den lassen möchte, muss er dann die voll-
ständige Ausbildung zum Notfallsanitäter 
durchlaufen. Mit der Neuregelung des 
Notfallsanitäters im Thüringer Rettungs-
dienstgesetz wurde jedoch eine zeitliche 
Befristung des Einsatzes von Rettungs-
assistenten in Zentralen Leitstellen und 
Rettungsfahrzeugen bis zum 31.12.2022 
festgeschrieben. Für derzeit etwa 1.500 
tätige Rettungsassistenten würde dies 
das AUS bedeuten. Ohne die Weiterqua-
lifizierung zum Notfallsanitäter dürften 
sie ab 1.1.2023 nicht mehr im Thüringer 
Rettungsdienst tätig sein. 

Bei Vollauslastung der Weiterbil-
dungskapazitäten der drei Rettungs-
dienstschulen in Thüringen könnten bis 

Daher erhebt der vdek drei zentrale 
Forderungen an die Landespolitik:

1. zügige Ausgestaltung der Rah-
menbedingungen, so dass mit 
einer kurzfristigen Ausbildung 
und Weiterbildung zum Not-
fallsanitäter in Thüringen be-
gonnen werden kann

2. klare Definition der Aufga-
benbereiche des Notfallsani-
täters unter Berücksichtigung 
eines landesweiten verpflich-
tenden Fortbildungsplanes für 
alle Rettungsdienstbereiche, 
so dass auch Aufgaben über-
tragen werden

3. Aufhebung des faktischen Be-
rufsverbots für Rettungsas-
sistenten ab 1.1.2023 durch 
Streichung des § 34 Abs. 3 des 
Thüringer Rettungsdienstge-
setzes

F O R D E R U N G E N

Ende 2022 zwar theoretisch alle derzeit 
beschäftigten Rettungsassistenten an ei-
ner Weiterqualifizierung zum Notfallsani-
täter teilnehmen. Dies muss aber mit der 
Sicherstellung der rettungsdienstlichen 
Versorgung in Thüringen einhergehen, da 
nur das gleichzeitige Fehlen einer sehr be-
grenzten Anzahl von Rettungsassistenten 
kompensiert werden kann. Mit jedem un-
genutzten Monat wird somit der sprich-
wörtliche Flaschenhals immer enger. 
Entgegen den ursprünglichen Bestre-
bungen des Gesetzgebers lassen die bis-
herigen Diskussionen zur Umsetzung des 
Notfallsanitätergesetzes in Thüringen je-
doch erkennen, dass das Gros der Ärztli-
chen Leiter Rettungsdienst derzeit nicht 
gewillt ist, zusätzliche Aufgaben an die 
Notfallsanitäter zu übertragen. Mit die-
sem Wissen muss sich die Politik ernst-
haft fragen, warum für ein Muster ohne 
möglichen Mehrwert tatsächlich einige 
Millionen Euro von Beitragsgeldern der 
gesetzlich Krankenversicherten ausgege-
ben werden (sollen!).  

Die Zahlen sprechen für sich. Immer 
weniger Thüringerinnen nahmen 
2014 am Mammographie-Screening 
teil. Im Vergleich standen die Region 
Süd-Ost-Thüringen und Nord-West-
Thüringen. Tendenziell gingen in bei-
den Regionen weniger Frauen zum 
Mammographie-Screening. Lag die 
Inanspruchnahme dieser Untersu-
chung in der Region Nord-West im 
ersten Quartal noch bei 66,29 Pro-
zent, sank sie im dritten Quartal auf 
54,75 Prozent. In der Region Süd-Ost 
sah es ähnlich aus. Hier lag die In-
anspruchnahme bei einem Wert von 
68,88 Prozent im ersten Quartal. Zum 
Vergleich lag der Wert hier im dritten 
Quartal bei 58,44 Prozent.
Auch wenn Thüringen mit diesen Er-
gebnissen noch deutlich über dem 
Bundesdurchschnitt mit 50 Prozent 
lag, wird mit der Rückgang doch ein 
klares Zeichen gesetzt.
Ob dies allerdings mit den Medien-
berichten zur Mitte des letzten Jahres 
in Zusammenhang gesehen werden 
sollte, kann nicht belegt werden.
Derweil gilt die Mammographie in 
der Altersgruppe der 50 bis 69-Jäh-
rigen zurzeit als einzige für die Er-
kennung von Brustkrebsvorstufen 
oder frühen Tumorstadien allgemein 
als wirksam anerkannte Methode. 
Laut Robert-Koch-Institut erkranken 
in Deutschland jährlich über 70.000 
Frauen neu an Brustkrebs. 

I M  F O K U S

Weniger Thüringer-
innen zum Mammo-
graphie-Screening 
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thüringen

Leistungserbringer machen sich der-
zeit im Gesundheitswesen nicht 
strafbar, wenn sie Geschenke ver-

teilen, um einen Vorteil zu erlangen oder 
diese Geschenke annehmen. Leider ver-
unsichert diese Praxis oftmals auch Pati-
enten. Sie fragen sich zunehmend, ob sie 
wirklich die medizinisch beste Behand-
lung erhalten oder nicht vielmehr die-
jenige, die dem Leistungserbringer be-
stimmte Vorteile verspricht. 
Dass das deutsche Strafrecht hier noch 
immer Lücken zulässt, hat nicht zu-
letzt eine Entscheidung des Bundesge-
richtshofes gezeigt. Mit dem derzeit in 
Vorbereitung befindlichen Strafrechts-
änderungsgesetz zur Bekämpfung der 
Korruption im Gesundheitswesen sollen 
Bestechlichkeit und Bestechung geahn-
det werden. Das ist überfällig!

G E G E N  K O R R U P T I O N

Bestechung  
und Bestechlichkeit
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Was lange währt, wird endlich gut? 
Der inzwischen vierte Anlauf für ein 
Präventionsgesetz (PrävG) ist ge-
schafft! Nun wird das nicht mehr zu-
stimmungspflichtige Gesetz kom-
men. Noch bis zur Sommerpause soll 
es verabschiedet werden und umge-
hend mit einem ersten Teil in Kraft 
treten. Zum 1.1. 2016 sollen dann die 
gesetzlichen Regelungen zu Ausga-
benricht- und Mindestwerten, der 
Umsetzung der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung-Zertifizierung 
und der Einrichtung von Koordinie-
rungsstellen folgen. 
Eile ist damit für alle Beteiligten ge-
boten. Die Situation ist von Bundes-
land zu Bundesland insgesamt sehr 
unterschiedlich. Die Aufgaben und 
vorhandenen Strukturen unterschei-
den sich erheblich.
Thüringen ist gut vorbereitet. Spä-
testens, wenn es um die Verabschie-
dung einer Landesrahmenvereinba-
rung zur Umsetzung der nationalen 
Präventionsstrategie gehen wird, 
können die Beteiligten auf bereits 
funktionierende Strukturen der Ge-
sundheitsförderung und Präventi-
on zurückgreifen. Der Thüringer Ge-
sundheitszieleprozess kann dabei 
trotz seiner Ecken und Kanten als 
ausbaufähige Vorlage für die neue 
Landesrahmenvereinbarung zur Um-
setzung der nationalen Präventions-
strategie genutzt werden. 
Während auf der Bundesebene dann 
zunächst maßgeblich Ziele- und Qua-
litätskriteriendiskussionen erfol-
gen und ggf. Kampagnen geplant 
und umgesetzt werden, können auf 
der Länderebene die Prävention und 
Gesundheitsförderung konkret wei-
terentwickelt werden.

P R Ä V E N T I O N

Ein neues Gesetz 
mit vielen Hand-
lungsspielräumen
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Was haben Steve Jobs und Cicero ge-
meinsam? Gibt es ein Rezept für die 
perfekte Rede? Wie kann man Prä-
sentationen gestalten, die sich durch 
Überraschungseffekte direkt in das 
Hirn der Zuhörer beamen? Was kön-
nen wir von Barack Obama lernen, 
seinem Auftreten, seinem Charisma? 
Wie kann ich mit visueller Rhetorik 
mehr Wissen vermitteln? Die 22 Au-
torinnen und Autoren sind Top-Ex-
perten auf ihrem Gebiet und geben in 
diesem Buch darauf ebenso spannen-
de wie kurzweilige Antworten.

Nikolaus B. Enkelmann (Hrsg.) 
Die besten Ideen für erfolgrei-
che Rhetorik  
Erfolgreiche Speaker verraten 
ihre besten Konzepte 
2014, 272 S., € 29,90 
GABAL Verlag

Lassen Sie sich nicht mehr über 
den Tisch ziehen durch dominan-
te Verhandler. Verhandeln Sie 
zukünftig professionell und erken-
nen Sie Manipulationen. Sie fragen 
sich jetzt: aber wie? Das Buch von 
Jutta Portner gibt Ihnen dazu durch 
zeitgemäße, praktische Übungen 
und den Ansatz des Selbsttrainings 
wertvolle Anregungen. Als Weiter-
entwicklung des Klassikers „Das 
Harvard-Konzept“ (1981) vermittelt 
die internationale Verhandlungsex-
pertin die neuesten, zeitgemäßen 
Techniken und zeigt praktische 
Übungen für eine erfolgreiche Ver-
handlungsführung.

Jutta Portner 
Besser Verhandeln 
Das Trainingstagebuch 
2014 392 S., € 29,90 
GABAL Verlag

B Ü C H E R

„Wie fessele ich 
mein Publikum?“

Verhandeln  
– und gewinnen!


